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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

Deutschland zerfällt, weil diejenigen, die es regieren, keine Vorstellung davon haben, was die Grundpfeiler
eines blühenden Staates ausmachen. Das ist zuallererst die persönliche Freiheit. Nicht die, die der Staat
nach den Corona-Einschränkungen „wieder gewährt“ hat, sondern die, die jedem von Geburt an zusteht.

Diesem allgemeinen Freiheitsrecht entspringen viele Grundfreiheiten, die wir zum Atmen brauchen: Die
Meinungsfreiheit, die Publikationsfreiheit, die Freiheit von Forschung und Lehre, die Bewegungsfreiheit,
die Versammlungsfreiheit, die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung, die Freiheit, Vereinigungen und
Parteien zu gründen, das Eigentum und das Erbrecht.

Der zweite Grundpfeiler ist die äußere und innere Sicherheit. Ohne diese können  Bürger ihre Freiheits-
rechte nicht entfalten. Dies gilt auch für das Rechtsstaatsgebot, welches den Bürger vor einem über-
griffigen Staat schützt. Dazu gehören freie Wahlen für ein starkes Parlament, die Trennung von 
Legislative, Exekutive und eine unabhängige Justiz. Zur Entscheidung grundlegender Fragen 
muss es auch Volksabstimmungen geben, wie sie in vielen Staaten praktiziert werden.

Es ist Zeit, dass all diese grundgesetzlich garantierten Freiheiten  wieder  selbstver-
ständlich werden. Es ist Zeit, dass
Sie Ihre Zukunft mitgestalten!

Alles Gute für das neue Jahr!

Renate Glaser, Direktkandidatin im Wahlkreis 169/Schwalm-Eder

Ohne innere Sicherheit kein bürgerliches Leben.

Eine der Grundvoraussetzungen für die innere Sicherheit in Deutschland sind kontrollierbare Grenzen. Die
Menschen sind seit dem Terroranschlag auf dem Berliner Weihnachtsmarkt täglich einer Vielzahl von Messer-
angriffen, weiteren Terroranschlägen wie in Mannheim und Solingen und einer deutlich steigenden Gewalt-
kriminalität wie auch Gruppenvergewaltigungen ausgesetzt. Linksradikale Gewaltexzesse wie von der Antifa
sowie zunehmende Gewaltkriminalität durch Clans, Banden und ausländische Mafia haben die innere Sicher-
heit erodieren lassen. Wir werden diese unhaltbaren Zustände wirksam bekämpfen.

Aufstockung der Ermittlungsbehörden hinsichtlich Personal und Ausstattung, attraktivere 
Gestaltung des Berufsbildes mit Gewährleistung hinreichenden Schutzes der ermittelnden Beamten

Organisierte Kriminalität, Clan- und Bandenkriminalität sowie Sexualdelikte, insbesondere zum 
Nachteil von Kindern (Pädokriminalität) entschieden verfolgen!

Schutz der europäischen Binnengrenzen; Verbesserung der Ausstattung und Optimierung der 
Zuständigkeiten der Bundespolizei. 

Stärkung der Polizei u.a. durch Optimierung von Fahndungsmöglichkeiten, Übernahme von Dienst-
unfähigkeits- und Diensthaftpflichtversicherung sowie Anpassung der Hinterbliebenenversorgung



Nur durch eine alters- und begabungsgerechte Leistungsorientierung können Stärken von Schülern indivi-
duell herausgebildet und Schwächen überwunden werden. Wissenschaft und Forschung müssen unabhängig
von politischen, ideologischen, wirtschaftlichen und finanziellen Interessen sein. Die AfD vertraut auf die
menschliche Innovationskraft, die für jede Herausforderung Lösungen gefunden hat.
Wir fordern technologieoffenes Denken und Handeln, um Wohlstand, gute medizinische Versorgung und hohe
Lebensqualität zu fördern. Technologie muss danach bewertet werden, ob sie dem Wohl unserer Bürger, der
Wirtschaft und der Umwelt dient. Die Politik muss Rahmenbedingungen schaffen, die auf dem aktuellen
Stand von Wissenschaft und Technik basieren.

Die Geburtenrate liegt in Deutschland seit Mitte der 1970er Jahre weit unterhalb des Niveaus zur Bestands-
erhaltung. Der Kinderwunsch wird zurückgestellt zugunsten von Einkommen, Karriere oder Selbstverwirk-
lichung. Eltern, die für Familienarbeit ganz oder teilweise zu Hause bleiben, werden in unserer Gesellschaft
abgewertet, sind beide Elternteile berufstätig, sind Arbeit und Familie nur schwer vereinbar. Hinzu kommen
kinderbezogene Mehrkosten für Wohnraum, Versorgung und Ausbildung, die bei der Bemessung von Steuern
und Sozialversicherungen nur minimal ausgeglichen werden. Diesen kinderfeindlichen Faktoren will die AfD
mit einem positiven Familienbild und einer unterstützenden Familienpolitik begegnen.

Familie – das erste und wichtigste soziokulturelle Bündnis. 

Betreuungsgehalt bis zum 3. Geburtstag für echte Wahlfreiheit zwischen Fremd- und Selbstbetreuung

Zur Herstellung der Lastengerechtigkeit soll bei der Geburt jedes Kindes eine Rückzahlung von 
20.000 € an Rentenbeiträgen erfolgen. 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen durch Flexibilisierung von Arbeitszeit und 
betriebsnaher Kinderbetreuung im Ü3-Bereich

Ausweitung des Ehegattensplittings auf ein Familiensplitting zur steuerlichen Entlastung

Nach Begabung differenziertes Schulsystem im Interesse der Kinder: Inkludierter Unterricht in der 
Regelschule oder hochqualifizierte Beschulung in Förderschule ohne Diskriminierung

Mehr Meister statt Master: Stärkung der dualen Ausbildung in Unternehmen sowie wohn- und 
betriebsortnahen Berufsschulen

Das Promotionsrecht muss Universitäten vorbehalten bleiben. Die Freiheit von Lehre und 
Forschung ist zu gewährleisten.

Stärkung der Unabhängigkeit der Hochschulen von politischen oder ideologischen Interessen 
durch eine verbesserte Finanzierung, um Abhängigkeit von Drittmitteln zu verringern. 



Deutschland hat kein Einnahmen- sondern ein Ausgabenproblem. Trotz nach wie vor hoher Steuereinnahmen
gelingt es der Bundesregierung nicht, einen Bundeshaushalt ohne weitere Neuverschuldung einzubringen. Wir
dürfen die nachfolgenden Generationen nicht weiter mit Schulden und Zinsen belasten.
Deutsche Unternehmenssteuern sind im internationalen Vergleich zu hoch und hindern unsere Unternehmen
daran, dringend benötigte Zukunftsinvestitionen vorzunehmen. Das kaum noch zu überblickende Ausmaß an
Regulierung und Verboten senkt die Attraktivität unseres Wirtschaftsstandorts für in- und ausländische Investo-
ren. Es fließt seit einigen Jahren viel mehr Investitionskapital aus Deutschland heraus als hinein. Vor allem für
Mittelstand und Landwirtschaft sind die strangulierenden Vorgaben der Politik nicht mehr zu bewältigen. Viele
Betriebe geben auf oder suchen neue Chancen im Ausland.

Zuwanderung national regeln.
Ökonomische Anreize senken.

In den vergangenen Jahrzehnten wurden die politischen Rahmenbedingungen in Deutschland so ausgestaltet,
dass das Land zum Hauptanziehungspunkt insbesondere für Armutsmigranten aus dem Nahen und Mittleren
Osten sowie aus Afrika geworden ist. Zusätzlich entfalten deutsche Sozialsysteme eine enorme Sogwirkung und
setzen gewaltige Migrationsströme in Bewegung. Die Folgen der unverantwortlichen Politik der offenen Grenzen
sind ungesteuertes Bevölkerungswachstum, Überforderung der Staatsfinanzen, signifikant ansteigende Krimi-
nalität, Gefährdung der sozialen Sicherungssysteme und des Wohnungsmarktes. Während einige unserer euro-
päischen Nachbarn das Problem erkannt und wirksame Gegenmaßnahmen ergriffen haben, die Massen-
zuwanderung auf ein absolutes Minimum zu reduzieren, bleiben deutsche Politiker weiter untätig.

Aktive Beteiligung von Migranten an gelingender Integration; die Akzeptanz der Grundprinzipien des 
Gemeinschaftslebens in Deutschland muss selbstverständlich sein.

Zuwanderung muss sich an nationalen Interessen orientieren; der Abwanderung qualifizierter 
Arbeitskräfte aus Deutschland ist entgegenzuwirken (attraktive Lebens- und Arbeitsbedingungen).

Rückführung von Straftätern, Gefährdern sowie nicht schutzberechtigten Personen 

Einhaltung des Konnexitätsprinzips, um Kommunen vor übermäßigen Belastungen zu schützen 

Überprüfung der mehr als 500 mehrheitlich im Eigentum des Bundes befindlichen Nichtregierungs-
organisationen (NGO) auf Sinnhaftigkeit und ggf. Reduzierung der an sie geleisteten Zuwendungen

Erlangung der deutschen Staatsbürgerschaft durch Abstammung wie in zahlreichen 
europäischen Staaten üblich

Keine vertragswidrige Schuldenaufnahme der EU; keine deutsche Haftung für ausländische Banken

Abschaffung von Grundsteuer und CO2-Abgaben; Absenkung der Mehrwertsteuer für die 
Gastronomie auf 7 %



Das Bürgergeld ist Teil unseres Sozialstaats und soll dazu dienen, erwerbsfähige, aber momentan arbeitslose
Mitglieder unserer Gesellschaft zu unterstützen, bis sie wieder auf eigenen Beinen stehen können. Tatsächlich
führen jedoch nur wenige Maßnahmen zu einer erfolgreichen Vermittlung in Arbeit. Die höheren Regelbedarfs-
sätze des „Bürgergeldes“ gegenüber Hartz IV haben im Gegenteil dazu geführt, dass die Zahl derjenigen massiv
angestiegen ist, für die sich eine Erwerbstätigkeit schlichtweg nicht mehr lohnt; sie verbleiben dauerhaft im
Bürgergeldbezug. Ein Elternpaar mit zwei Kindern beispielsweise bezieht ein vom Steuerzahler finanziertes Bür-
gergeld von rund 3.000 € monatlich für Regelbedarf, Miete und Heizkosten, wozu normalerweise zwei Verdiener
im Haushalt erforderlich sind. Hinzu kommen unter anderem noch eingesparte GEZ-Gebühren, kostenlose Kitas
und Kindergärten und teilweise verbilligte oder kostenlose Tickets im öffentlichen Nahverkehr.

Gut bezahlte Arbeit und 
wirksame Hilfe für wirklich Bedürftige.

Förderung von Eigeninitiativen für Bürger und Unternehmen, wirtschaftlich tätig zu sein.

Adäquate Bemessung der Regelsätze im Bürgergeld- und Sozialhilfebezug unter Berücksichtigung der 
tatsächlichen Preisentwicklung

Aufwertung von Berufsbildern im sozialen Bereich, Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 
Entlohnung von Pflege- und Erziehungskräften (auch in der Ausbildung)

Sozialhilfe bei Erwerbsunfähigkeit, Grundsicherung für Arbeitssuchende und Grundsicherung im 
Alter, wenn die Rente nicht reicht

Deregulierung und Abbau von Bürokratie; Rahmenbedingungen schaffen für technologieoffene Wirt-
schaft in einem investitions- und innovationsfreundlichen Umfeld

Bezahlbare, wettbewerbsfähige Energiepreise sicherstellen

Leistungsbereite Bürger belohnen mit höheren Einkommensteuerfreibeträgen; Unternehmens-
steuern auf international konkurrenzfähiges Niveau senken

Die AfD sieht neben der Unverzichtbarkeit moderner Hochtechnologien wie Dual-Fluid-Nukleartechnik, Welt-
raum- und Nano-Technologie oder Künstlicher Intelligenz insbesondere die strategische Bedeutung von Tradi-
tionsbranchen wie Chemie, Maschinen- und Automobilbau mit dem Erhalt des Verbrennermotors.
Die duale Ausbildung in Unternehmen und Berufsschulen ist ein Erfolgsmodell. Die beruflichen Schulen müssen
daher als tragende Säulen des Handwerks gefördert und der Wert der beruflichen Bildung stärker gewürdigt
werden. Die Haupt- und Realschulen sollen durch Kooperationen mit Unternehmen sowie den Industrie- und
Handwerkskammern an Attraktivität gewinnen und in der Lage sein, Fachkräfte an Unternehmen zu vermitteln.

Gleiche Wertschätzung von dualer Ausbildung im Handwerk und akademischem Abschluss

Abschaffung von Vermögens- und Erbschaftssteuer, um Betriebsaufgaben oder Verlust 
von Arbeitsplätzen im Erbfall zu verhindern



Klimaforschung – Seriöse Wissenschaft 
versus grüne Ideologie 

Das Ziel der Bundesregierung, die CO2-Emissionen faktisch auf null zu senken, führt zu einem radikalen
Umbau von Industrie und Gesellschaft und bedroht unsere Freiheit in einem immer besorgniserregenden
Ausmaß. Technik muss dem Wohl der Bürger, der Wirtschaft und unserer Umwelt zugutekommen, die Politik
muss dazu Rahmenbedingungen auf Grundlage des aktuellen Standes von Wissenschaft und Technik
formulieren. Den Herausforderungen der Gegenwart ist technologieoffen zu begegnen.

Kernenergie ist in der Taxonomie der EU als „nachhaltige Technologie“ eingestuft – die politisch moti-
vierte Außerbetriebnahme von betriebssicheren und grundlastfähigen Kraftwerken ist abzulehnen.

Wiedereinstieg in technologieoffene Forschung und Entwicklung, um wieder Anschluss an die 
Weltspitze in Kernkraftkompetenz zu finden

Reduzierung der Energiesteuer und Senkung der Stromsteuer auf das Minimum

Individualverkehr und 
Wohneigentum sind Freiheitsrechte.

Sicherstellung der individuellen Mobilität aller Bürger mit einem zukunftsfähigen Verkehrskonzept, 
freie Entscheidung über die Antriebsform (Elektro oder Verbrenner)

Stärkung des ÖPNV zur Anbindung ländlicher Regionen an die Ballungsgebiete, Ausbau zusätzlicher 
Schienentrassen und Einsatz weiterer Züge mit kürzerer Taktung

Wohnungsbau erleichtern durch Vereinfachung des Baurechts, Reduzierung von Anforderungen 
an Brand-, Wärme- und Schallschutz sowie Abschaffung von Grunderwerb- und Grundsteuer

Voranschreitender Verfall kennzeichnet den Zustand vieler öffentlicher Bauten sowohl im Verkehrswegenetz
(Straßen, Brücken, Schienen, Leitungs- und Datennetze) als auch beim öffentlichen Hochbau (Schulen, Univer-
sitäten, Krankenhäuser, Kultur- und Behördenbauten, Sportanlagen usw.). Die öffentliche Ver- und Entsorgung
von Strom, Wasser, Gas, Fernwärme, Abwasser, Stadtreinigung und Grünpflege ist planlos und unzureichend.
Nach jahrelangen substanzgefährdenden Einsparungen ist ein massiver Investitionsstau eingetreten.

Großflächige Naturzerstörung durch Windkraft- und Photovoltaikanlagen in Wäldern, Feldern und 
Ackerflächen sofort beenden

Erstellung einer Bundesstrategie für digitale Souveränität, um die Autonomie der Bürger zu gewähr-
leisten und staatliche Institutionen sowie kritische Infrastruktur effektiv zu schützen

Der Dreiklang der Energieversorgung aus Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umwelt-
schutz ist wieder herzustellen. Anlagen erneuerbarer Energien sind auf Umweltverträglichkeit zu prü-
fen, ökonomischer Nutzen durch Verzicht auf Vorrangeinspeisung und Subvention ist nachzuweisen.



sorgung mit heimischen Lebensmitteln. Darüber hinaus schützen sie unsere natürlichen Lebensgrundlagen
und pflegen die deutschen Kulturlandschaften. Die Bauernfamilien halten schon seit vielen Generationen
Traditionen und Brauchtum aufrecht und sind damit unersetzlich für die regionale Identität.

Unabhängigkeit der Landwirte stärken, NEIN zur Gemeinsamen EU-Agrapolitik (GAP)

Entbürokratisierung der Landwirtschaft, Erleichterung der Hofnachfolge, Besserstellung von 
Junglandwirten und Erleichterungen für Existenzgründer und Direktvermarkter

Regionale Nutztierhaltung zur Vermeidung von Tiertransporten; keine Schlachtung ohne oder 
mit unvollständiger Betäubung.

Waldbauliche Maßnahmen zur Erhaltung von gesundem Wald und Wild im Einklang mit Ökonomie,
Ökologie und Naherholungsinteressen; waidgerechte Hege und Jagd im Einklang mit der Natur.

Gesundheitsversorgung braucht Angebote 
von A wie Apotheke bis Z wie Zahnarzt. 

Das deutsche Rentenniveau ist mit nur 53% des letzten Nettogehalts nach Eurostat eines der niedrigsten
in Westeuropa. Dieses Niveau bedeutet für einen großen Teil der Rentner bittere Altersarmut.
Die Coronakrise hat den Stellenwert der Gesundheit und die Schwächen des Gesundheitssystems deutlich
gemacht. Ein gutes Gesundheitssystem bedeutet bestmögliche wohnortnahe, rasche Behandlung und Ver-
sorgung im Krankheitsfall sowie menschenwürdige Betreuung im Pflege-, aber auch im Krisenfall.

Abschaffung der Fallpauschalen und mittelfristig Rückkehr zu individuellen Budgetvereinbarungen 
zwischen Krankenhäusern und Spitzenverbänden der GKV auf Landesebene.

Verbeamtung nur noch für diejenigen, die mit Hoheitsaufgaben betraut sind; Einbeziehung von 
Politikern in die gesetzliche Rentenversicherung

Gewässerschutz gehört nicht in die EU, sondern in die Bundesländer. Regionale Wasserversorgung 
durch Kommunen und Zweckverbände (ohne weitere Abgaben) sowie Erhalt der privaten Wasser-
versorgung (Brunnen usw.).

Ambulante Versorgung verbessern durch finanzielle und organisatorische Hilfestellung für 
freiberuflich geführte Inhaberpraxen

Wir stehen dafür, nachfolgenden Generationen eine intakte
und vielfältige Natur als Lebensgrundlage zu erhalten. Die
vielen bäuerlichen Familienbetriebe und Agrargenossen-
schaften in Deutschland sind Grundlage einer sicheren Ver-

Generationengerechte Sicherung einer leistungsadäquaten Vergütung von Landwirten, landwirt-
schaftlichen Nutztierhaltern und Nahrungsmittelproduzenten

Vergütung der Elternschaft bei Rente, Nichtanrechnung von Zuverdienst bei Witwen und Witwern

Häusliche Pflege stärker finanziell honorieren; Pflegeberufe ökonomisch und gesellschaftlich 
aufwerten 



Für Nordhessen in den Bundestag:

Spendenkonto:
AfD Kreisverband Schwalm-Eder
IBAN DE86 5206 2200 0000 9113 99
Verwendungszweck: BTW 2025
www.afd-schwalm-eder.org 

Renate Glaser 
Direktkandidatin zur Bundestagswahl 2025 im Wahlkreis 169/Schwalm-Eder

Geb. 1961 in Karlsruhe, verheiratet, 3 Stiefkinder, 1 Sohn (19 Jahre). 
Kaufmännische Ausbildung (Staatl. Gepr. Wirtschaftsassistent), jahrzehntelange Er-
fahrung in kommunaler Verwaltung und mittelständischen Unternehmen (Bau 
und Architektur mit Verantwortlichkeit für Personal, Steuern und Finanzen).

Sprecherin AfD-Kreisverband Schwalm-Eder seit 2013. Delegierte für 
Landes- und Bundesparteitage sowie zur Europawahlversammlung.
Vorsitzende der AfD-Fraktion im Kreistag Schwalm-Eder seit März 
2016, Mitglied in der Gesundheitskonferenz und im Ältestenrat, 
in den Ausschüssen für Ländlichen Raum, Bürgerbeteiligung 
und demographischer Wandel sowie für
Soziales, Gesundheit, Jugend und Familie.

Mitglied im Beirat VITOS-Kliniken Haina.
Mitglied Land- und Forstwirtschaftliche
Berufsgenossenschaft sowie Mitglied im 
Deutschen Kinderhospizverein und im
Deutschen Skiverband.
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